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Beschluss (gegen die Stimmen von CSU mit FREIE WÄHLER):

1. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, eine Konzeption für eine 

zeitgemäße Ausgestaltung einer „Modellschule“ für München in städtischer 

Trägerschaft im Jahr 2023 zu erarbeiten. 

2. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die Durchführung des 

entsprechenden Schulversuchs für die Modellschule beim Freistaat Bayern zu 

beantragen. 

3. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die Einrichtung von 

1,0 VZÄ Stellen Pädagogische Sachbearbeitung bei RBS-A-MSI ab dem 

01.01.2023 befristet bis zum 31.12.2023 und deren Besetzung beim Personal- 

und Organisationsreferat zu veranlassen.

Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die einmalig erforderlichen 

Haushaltsmittel von bis zu 103.330 € im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2023 anzumelden. 

4. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die einmaligen Sachkosten 

zur Einrichtung und Ausstattung des Arbeitsplatzes im Jahr 2023 in Höhe von 

2.000 € und die vom 01.01.2023 bis 31.12.2023 befristeten konsumtiven 

Arbeitsplatzkosten für 1,0 VZÄ Stelle in Höhe von 800 € im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2023 anzumelden. 

5. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die in 2023 einmalig 

erforderlichen Sachmittel für die externe Beratung in Höhe von bis zu 

20.000 € im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2023 anzumelden. 
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6. Das Produktkostenbudget des Produktes 39210100 „Schulverwaltung (RBS-

MSI)“ erhöht sich in 2023 einmalig um bis zu 126.130 €. Davon sind bis zu 

126.130 € zahlungswirksam (Produktauszahlungsbudget). 

7. Der Antrag Nr. 20-26 / A 02859 der Fraktionen Die Grünen – Rosa Liste und 

SPD/Volt vom 28.06.2022 ist damit geschäftsordnungsmäßig behandelt. 

8. Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass die beantragten Stellen keinen 

zusätzlichen Büroraumbedarf auslösen. 

9. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der 

Vollversammlung des Stadtrats. 


